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Antrag 149/I/2020 Jusos LDK

Presse- und Meinungsfreiheit und -vielfalt schützen – Soziale Medienplattformen nicht für Gewaltaufrufe missbrauchen!

Beschluss: Annahmemit Änderungen

Wir unterstützen die Presse- und Meinungsfreiheit auch in sozialen Netzwerken und auf social-media Plattformen als wich-

tigen Beitrag einer lebendigen Demokratie. Open Publishing wie das Netzwerk Indymedia bieten vielen die Möglichkeit einer

Gegenöffentlichkeit zu den großen Medien. Wir lehnen jede Form von Gewaltaufrufen auch in sozialen Netzwerken und auf

social-media Plattformen ab.

 

Verbote und Beschränkungen der Pressefreiheit in sozialen Medien müssen den erhöhten Anforderungen des Telemedienge-

setzes genügen und können nicht allein auf das Vereinsrecht gestützt werden. Die Presse- undMeinungsfreiheit findet jedoch

dort ihreGrenzen,wo imRahmen von imOpen PublishingAufrufe zuGewalt undTerroranschlägenuneingeschränkt verbreitet

werden. Eine Gruppe von Personen, die sich zu demgemeinsamen Zweck verbindet, eineMedienplattformbereitzustellen, auf

der jede/r ungefiltert Beträge auch zu Gewaltaufrufen und Terroranschlägen veröffentlichen kann, kann den Anforderungen

des Vereinsrechts und nicht nur des Telemedienrechts unterliegen. Es bedarf stets einer sorgfältigen Abwägung.
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Beschluss des BPT 2021: erledigt durch Zukunftsprogramm, Kap. III. Digitale Souveränität in 2 Deutschland und Europa
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